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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Regensburg vom 13. MÃ¤rz 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

I.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob die Beklagte verpflichtet ist, den
Bandscheibenschaden des KlÃ¤gers als Folge seines Wegeunfalls am 15.01.1997
anzuerkennen und zu entschÃ¤digen.

Der am 1951 geborene KlÃ¤ger besuchte zum Unfallzeitpunkt die Fachschule fÃ¼r
Altenpflege. Am 15.01.1997 stÃ¼rzte er auf dem Weg zur Schule beim Ã�berqueren
einer StraÃ�e und fiel dabei auf den RÃ¼cken bzw. den Hinterkopf. Am 22.02.1997
will er beim Heben eines Patienten im Altenheim W. eine Verschlimmerung der
Schmerzen bemerkt haben. Der Beklagten ging am 24.07.1997 ein Hausarztbericht
von Dr.S. Ã¼ber eine Behandlung des KlÃ¤gers am 25.02.1997 zu. Darin heiÃ�t es,
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beim Heben eines Patienten habe der KlÃ¤ger einen Schmerz in der
HalswirbelsÃ¤ule verspÃ¼rt, er habe die Arbeit eingestellt und sich in Ã¤rztliche
Behandlung begeben. Seither bestÃ¼nden starke Schmerzen im
HalswirbelsÃ¤ulenbereich. Es handele sich nach neurologischer und
orthopÃ¤discher AbklÃ¤rung um einen krÃ¤ftigen medio-lateralen
Bandscheibenvorfall in HÃ¶he des 6./7. HalswirbelkÃ¶rpers â�� C 6/C 7 â�� rechts.
Ein Unfall im Sinne des Gesetzes liege nicht vor. Die DAK machte der Beklagten
gegenÃ¼ber am 04.07.1997 einen Ersatzanspruch geltend, weil der KlÃ¤ger seit
03.03.1997 arbeitsunfÃ¤hig sei und seit 14.04.1997 Krankengeld beziehe. Nach
seinen Angaben habe sich der Unfall am 25.02.1997 beim Heben einer
pflegebedÃ¼rftigen Person im Altenheim ereignet. Mit Schreiben vom 19.11.1998
machte der KlÃ¤ger seinerseits AnsprÃ¼che wegen der Folgen seines Sturzes am
15.01.1997 geltend. Er fÃ¼hrte ferner an, am 22.02.1997 hÃ¤tten sich seine
RÃ¼ckenbeschwerden beim Heben eines hilfsbedÃ¼rftigen Patienten verstÃ¤rkt.
Zugleich legte er einen Bescheid des Amtes fÃ¼r Versorgung und
FamilienfÃ¶rderung Regensburg vom 05.05.1998 vor. Darin wurde ihm ein GdB von
30 v.H. wegen einer Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule,
Nervenwurzelreizerscheinungen und BandscheibenschÃ¤den zugebilligt. Die
Beklagte nahm daraufhin Ermittlungen auf. Sie stellte fest, dass der KlÃ¤ger
erstmals am 16.01.1997 von Dr.S. wegen der Folgen des Sturzes am 15.01.1997
behandelt worden war. Dabei hÃ¤tten sich keine neurologischen AusfÃ¤lle, keine
Hinweise auf eine Commotio cerebri und keine Paresen gezeigt. In
RÃ¶ntgenaufnahmen, welche der OrthopÃ¤de Dr.R. am 12.03.1997 gefertigt hatte,
habe sich eine HWS-Steilstellung und eine Osteochondrose bei C 5/C 6 gezeigt. Er
habe eine Computertomographie â�� CT â�� veranlasst. Im spinalen CT vom
17.03.1997 habe sich eine radikulitische Schwellung der Wurzel C 6 und ein
Bandscheibenvorfall in HÃ¶he C6/C7 gezeigt. Dr.R. gab der Beklagten gegenÃ¼ber
die Auskunft, er habe den KlÃ¤ger erstmals am 11.03.1997 behandelt. Der KlÃ¤ger
habe ihm gegenÃ¼ber geschildert, die Beschwerden seien vor ca. zwei Wochen
nach einem Verhebetrauma aufgetreten. Die letzte Vorstellung bei ihm sei am
29.11.1997 gewesen. Die Beklagte zog die Akten des Amtes fÃ¼r Versorgung und
FamilienfÃ¶rderung bei. Darin befindet sich ein von Prof.Dr.H. fÃ¼r die
Bayernversicherung am 21.07.1998 erstattetes Gutachten. U.a. wird ein
degeneratives HalswirbelsÃ¤ulenleiden mit Bandscheibenvorfall bei C 5/6 und
daraus resultierender dezenter Nervenwurzelsymptomatik bei C 6 rechts
diagnostiziert. Im Widerspruchsbescheid des Landesamtes fÃ¼r Versorgung und
FamilienfÃ¶rderung vom 19.03.1999 ist zudem eine SchwerhÃ¶rigkeit mit
OhrgerÃ¤uschen beidseits als Behinderung festgestellt.

Die Beklagte beauftragte die Neurologin Dr.K. mit der Erstattung eines Gutachtens.
Sie fÃ¼hrte am 02.02.2000 aus, bei dem Unfall vom 15.01.1997 sei es
wahrscheinlich zu einer Prellung des SchÃ¤dels und der WirbelsÃ¤ule gekommen.
Diese Verletzungen seien inzwischen folgenlos ausgeheilt. Strukturelle
NervenschÃ¤den bestÃ¼nden nicht. Dass es durch den bloÃ�en Sturz auf RÃ¼cken
und Hinterkopf zu einem cervikalen Bandscheibenvorfall gekommen wÃ¤re, sei
nicht vorstellbar. Das "Verhebetrauma" vom 25.02.1997 habe auch nicht zu einer
Verschlimmerung vorbestehender Unfallfolgen gefÃ¼hrt. Denn Verletzungen
seitens des Unfalls vom 15.01.1997 seien zu diesem Zeitpunkt bereits ausgeheilt
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gewesen. Der cervikale Bandscheibenvorfall rechts sei unfallunabhÃ¤ngig und
verursache derzeit keine Wurzelirritationen. Ab dem Tag des Wiedereintritts der
ArbeitsfÃ¤higkeit, das sei der 18.01.1997, habe die unfallbedingte MdE 10 v.H.
betragen, ab 15.02.1997 und weiterhin liege sie unter 10 v.H. In einem
orthopÃ¤dischen Gutachten vom 10.02.2000 legte Dr.H. dar, dass der beschriebene
Bandscheibenvorfall im Segment C 6/7 Folge einer SchÃ¤delprellung gewesen sein
soll, werde durch kein Indiz unterstÃ¼tzt, nicht einmal durch erkennbare Zeichen
einer Ã¤uÃ�eren Gewalteinwirkung im Befundbericht des erstuntersuchenden
Arztes. Im Ã�brigen wÃ¼rde nach Ã¤rztlicher Erfahrung bei einer Ã¤uÃ�eren
Gewalteinwirkung zunÃ¤chst einmal der WirbelkÃ¶rper brechen, bevor die
Bandscheibe betroffen werde. Ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang sei nicht zu
begrÃ¼nden. Im Ã�brigen lasse der gesamte Verlauf erkennen, dass es sich um ein
unfallunabhÃ¤ngiges Leiden handle, zumal bereits 1994 ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten
wegen einer Cephalgie dokumentiert seien. Mit Bescheid vom 28.03.2000 lehnte die
Beklagte die EntschÃ¤digung der beim KlÃ¤ger aufgetretenen Beschwerden an der
HalswirbelsÃ¤ule sowie die SchwerhÃ¶rigkeit beidseits mit Tinnitus als Folge des
Arbeitsunfalls vom 15.01.1997 ab. Leistungen seien aus der gesetzlichen
Unfallversicherung nicht zu gewÃ¤hren. Der Widerspruch blieb erfolglos
(Widerspruchsbescheid vom 17.10.2000).

Dagegen hat der KlÃ¤ger beim Sozialgericht Regensburg Klage erhoben. Dieses hat
ohne weitere Ermittlungen nach AnhÃ¶rung die auf EntschÃ¤digung gerichtete
Klage mit Gerichtsbescheid vom 13.03.2001 abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es
sich auf die im Verwaltungsverfahren erstellten, im Urkundenbeweis zu
verwertenden Gutachten der Dres.K. und H. gestÃ¼tzt. Danach stehe fest, dass
weder aus dem Ereignis vom 15.01.1997, noch aus dem spÃ¤teren
"Verhebetrauma" vom 22. oder 25.02.1997 Unfallfolgen resultierten. Der
Gerichtsbescheid ist dem KlÃ¤ger am 20.03.2001 mit Postzustellungsurkunde
zugestellt worden. Per Fax vom 20.04.2001, eingegangen bei der gemeinsamen
Einlaufstelle der JustizbehÃ¶rden Schweinfurt, hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt.
Das Fax wurde als IrrlÃ¤ufer behandelt und vom Amtsgericht Schweinfurt am
23.04.2001 an die Zweigstelle des Bayer. Landessozialgerichts in Schweinfurt
weitergeleitet. Der KlÃ¤ger hat seine Berufung nicht begrÃ¼ndet; im Termin zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung ist er nicht erschienen.

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�), die Beklagte unter Aufhebung des
Gerichtsbescheids des Sozialgerichts Regensburg vom 13.03.2001 und des
Bescheids vom 28.03.2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
17.10.2000 zu verurteilen, ihm wegen der Folgen seines Unfalls vom 15.01.1997
dem Grunde nach EntschÃ¤digungsleistungen zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Regensburg vom 13.03.2001 zurÃ¼ckzuweisen.

Im Ã�brigen wird zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs.2
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� auf den Inhalt der Akte der Beklagten sowie der
Gerichtsakten erster und zweiter Instanz Bezug genommen.
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II.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist rechtzeitig gem. Â§ 151 Abs. 1 SGG durch das Fax, welches bei der
Einlaufstelle der allgemeinen JustizbehÃ¶rden in Schweinfurt eingegangen war,
eingelegt worden. Zwar gilt im Berufungsverfahren Â§ 91 SGG nicht entsprechend
(Meyer-Ladewig, SGG, 6.Aufl., Â§ 151 Anm.2 a). Diese Vorschrift lÃ¤sst es zur
Fristwahrung einer Klageerhebung gelten, wenn die Klageschrift innerhalb der Frist
statt bei dem zustÃ¤ndigen Gericht der Sozialgerichtsbarkeit bei einer anderen
inlÃ¤ndischen BehÃ¶rde oder bei einem VersicherungstrÃ¤ger oder bei einer
deutschen KonsularbehÃ¶rde eingegangen ist. Jedoch ist in der
Rechtsmittelbelehrung des Sozialgerichts nur die postalische Anschrift des
Bayerischen Landessozialgerichts in MÃ¼nchen und der Zweigstelle in Schweinfurt
angegeben, nicht aber eine Fax-Nummer. Das Fax vom 20.04.2001 ist an das Bayer.
Landessozialgericht in Schweinfurt gerichtet und bei der gemeinsamen Einlaufstelle
der JustizbehÃ¶rden in Schweinfurt eingegangen. Von dort ist es am 23.04.2001 an
die Zweigstelle des Bayerischen Landessozialgericht weitergeleitet worden und am
selben Tag eingegangen. Die Frist des Â§ 151 SGG ist damit nicht gewahrt. Der
Senat hat dem KlÃ¤ger gem. Â§ 67 SGG Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
gewÃ¤hrt, weil ihm die unrichtige Angabe der Fax-Nummer nicht zur Last gelegt
werden kann. Denn fÃ¼r einen Laien ist nicht erkennbar, dass eine als gemeinsame
Einlaufstelle bezeichnete Adresse im sozialgerichtlichen Verfahren nicht zutreffend
sein soll. Damit ist die Berufung zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 SGG); sie ist aber nicht
begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf EntschÃ¤digungsleistungen gemÃ¤Ã� der
Â§Â§ 8, 56 des 7.Sozialgesetzbuchs â�� SGB VII -, da keine Folgen seines Unfalls
zurÃ¼ckgeblieben sind. Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts ist lediglich
streitig, ob der Unfall vom 15.01.1997 Folgen hinterlassen hat. Ã�ber etwaige
Folgen eines Verhebetraumas am 22.02. oder 25.02.1997 hat die Beklagte nicht
entschieden. Im angefochtenen Bescheid wird nur das Ereignis vom 15.01.1997
erwÃ¤hnt. Das Vorbringen des KlÃ¤gers ist zudem dahin zu verstehen, dass nach
seinem Sturz vom 15.01.1997 GesundheitsstÃ¶rungen aufgetreten seien, welche
sich anlÃ¤Ã�lich des Hebens eines Patienten am 22./25.02.1997 verschlimmert
hÃ¤tten. Das Sozialgericht hat bereits eingehend dargelegt, dass nach den
Gutachten von Dr.K. und Dr.H. , welche es im Urkundenbeweis verwerten konnte,
keinerlei Folgen des Sturzes vom 15.01.1997 zurÃ¼ckgeblieben waren. Ein
ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen dem im CT vom 17.03.1997 gesicherten
Bandscheibenvorfall und dem Sturz ist nicht zu begrÃ¼nden. Es handelt sich
vielmehr um den typischen Verlauf degenerativer VerÃ¤nderungen, welche bereits
vor dem angeschuldigten Ereignis behandlungsbedÃ¼rftig waren, 1994 zu einer
ArbeitsunfÃ¤higkeit gefÃ¼hrt hatten und sich im Januar, Februar 1997 durch
verstÃ¤rkte Beschwerden bemerkbar gemacht haben. Ein Anspruch des KlÃ¤gers
auf EntschÃ¤digung ist somit nicht zu begrÃ¼nden. Um Wiederholungen zu
vermeiden, nimmt der Senat gem. Â§ 153 Abs.2 SGG auf die AusfÃ¼hrungen des
Sozialgerichts Bezug.
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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Regensburg vom 13.03.2001 mit der Kostenfolge aus Â§ 193 SGG
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Revision war nicht zuzulassen, da hierfÃ¼r keine GrÃ¼nde nach Â§ 160 Abs.2
Nrn.1 und 2 SGG ersichtlich sind.

Erstellt am: 20.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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